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Langfristige Vereinbarungen 
über den internationalen Handel 
mit Baumwolltextilien 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

Der internationale Handel mit Baumwolltextilien soll im Inter- 
esse der Entwicklungsländer multilateral gefördert werden. 


B. Lösung 

Deshalb haben die interessierten GATT-Vertragsparteien eine 
längerfristige Vereinbarung geschlossen, durch die die Absatz- 
möglichkeiten für Baumwolltextilien verbessert werden sollen. 
Der vorliegende Gesetzentwurf sanktioniert dieses internatio- 
nale Abkommen, das seit 1962 praktiziert wird und jetzt bis 
zum 30. September 1970 verlängert werden soll. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu der Langfristigen Vereinbarung vom 9. Februar 
1962 über den internationalen Handel mit Baumwolltextilien 
im Rahmen des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 
(GATT) und des Protokolls vom 1. Mai 1967 zur Verlängerung 
der Vereinbarung über den internationalen Handel mit Baum- 
wolltextilien 

— Drucksache Vl/313 — 


A. Bericht des Abgeordneten Lenders 


Der Gesetzentwurf — Drucksache VI/313 — wurde 
in der 33. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
25. Februar 1970 an den Ausschuß für Wirtschaft 
überwiesen. Der Wirtschaftsausschuß hat die Vor- 
lage in seiner 9, Sitzung am 12. März 1970 beraten. 

Seit Oktober 1962 wird zwischen den Mitgliedern 
des GATT der Handel von Baumwolltextilien, die 
einen wesentlichen Teil der Textilproduktion der 
Entwicklungsländer ausmachen, auf Grundlage einer 
längerfristigen internationalen Vereinbarung gere- 
gelt. Dieser zunächst fünfjährigen Vereinbarung 
sind kurzfristige Abkommen mit ähnlicher Zielset- 
zung vorausgegangen. Das Abkommen hat 'im we- 
sentlichen den Zweck, durch Kontingentsaufstockun- 
gen den Handel mit Baumwolltextilien auszuweiten. 
Die Handelsbeziehungen sollen so gesteuert wer- 
den, daß Störungen von Marktabläufen verhindert 
werden. Ferner wird die Anrufung der Schutzklausel 
des GATT (Aufhebung des Diskriminierungsverbots) 
zugunsten der Entwicklungsländer modifiziert. Das 
Abkommen ist deshalb geeignet, in diesem Bereich 
die Entwicklungsländer mit wachsenden Marktan- 
teilen reibungslos in den Welthandel einzugliedern. 

Am 30. September 1967 ist das Abkommen aus- 
gelaufen. Die Vertragsparteien haben am 1. Mai 


■ 1967 eine Verlängerung des Abkommens um drei 
i weitere Jahre, also bis zum 30. September 1970, 
I vereinbart. In Genf laufen zur Zeit Verhandlungen, 
! die eine erneute Verlängerung des Abkommens zum 
I Gegenstand haben. Der Deutsche Bundestag hat erst- 
j mals von diesen langfristigen Vereinbarungen sowie 
I von dem Verlängerungsprotokoll am 27. Januar 1970 
I Kenntnis erhalten. Denn erst zu diesem Zeitpunkt 
erbittet die Bundesregierung die Ratifikation eines 
Abkommens, das nun schon seit fast acht Jahren 
praktiziert wird und Rechtsgrundlage internationaler 
Verträge ist. 

Die Bundesregierung hat bei den Beratungen im 
Ausschuß geltend gemacht, daß es zunächst zweifel- 
haft gewesen sei, ob dieses Abkommen ratifikations- 
bedürftig sei. Wenn man nämlich dieses Abkommen 
als ein Parallelabkommen zum GATT-Vertrag ver- 
stehe, könne man der Auffassung sein, daß durch die 
Ratifikation des GATT-Vertrages dieses Abkommen 
schon gedeckt sei. In der Zwischenzeit habe sich 
jedoch die Meinung durchgesetzt, daß die Modifizie- 
rung der Schutzklausel des Artikels 19 des GATT- 
Vertrages für diesen speziellen Bereich eine Ände- 
rung des GATT-Vertrages bedeute und daß des- 
wegen die Ratifikation des Abkommens durch den 
Bundestag erforderlich sei. 


Diuck: Bonner Univcrsilcils-Buchdruckorei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb : Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Püstfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/519 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Der Wirtschaftsausschuß hat diese Erklärung zur 
Kenntnis genomraen, hätte es jedoch begrüßt, wenn 
die Bundesregierung unabhängig von der Klärung 
dieser Rechtsfrage eine Möglichkeit gefunden hätte, 
den Bundestag offiziell von einem für die Entwick- 
lungs- und Welthandelspolitik so wichtigen Vertrag 
zu unterrichten. 

Namens des Ausschusses bitte ich das Hohe Haus, 
den Gesetzentwurf unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 12. März 1970 


Lenders 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/313 — unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 12. März 1970 


Der Ausschuß für Wirtschaft 


Kienbaum 

Vorsitzender 


Lenders 

Berichterstatter 
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